
 
 

Berlin, 11. Juli 2025 
 
Stellungnahme der Deutschen Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen e.V. (DAG SHG)  

zum Entwurf eines Gesetzes über die Stärkung der Pflegekompetenz 
(Pflegekompetenzgesetz – PKG)  

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit  
vom 23. Juni 2025 

 
Vorbemerkung 
 
Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen e.V. (DAG SHG) unterstützt 300 
Selbsthilfekontaktstellen mit über 30 Außenstellen sowie Selbsthilfevereinigungen und an 
Selbsthilfegruppen interessierte Menschen, deren Aktivitäten sich auf die gemeinsame 
Bewältigung von Krankheiten, psychischen oder sozialen Problemen richten, von denen sie – 
entweder selber oder als Angehörige – betroffen sind. Gemeinsam mit Ihren 
Tochtereinrichtungen bietet sie eine zentrale Fach- und Anlaufstelle in Deutschland für 
gemeinschaftliche Selbsthilfe. Die DAG SHG ist gemäß §§ 20h und 140f SGB V eine der 
maßgeblichen Spitzenorganisationen zur Wahrnehmung der Interessen der Selbsthilfe sowie 
der Patientinnen und Patienten, insbesondere chronisch kranker und behinderter Menschen, 
auf Bundesebene. Die DAG SHG setzt sich dafür ein, dass förderliche Rahmenbedingungen 
für die Arbeit von Selbsthilfegruppen und Selbsthilfekontaktstellen geschaffen werden. Mit 
dem DAG SHG Projekt Pflegeselbsthilfe und der Gründung des Fachausschusses 
Pflegeselbsthilfe, der sich aus Expertinnen und Experten aller 16 Landesvertretungen der 
Selbsthilfekontaktstellen in Deutschland zusammensetzt, wurde der Fokus auch auf die 
Selbsthilfeförderung durch die Soziale und Private Pflegeversicherung gelegt. 
 

Vor diesem Hintergrund bedanken wir uns für die Möglichkeit zur Beteiligung und nehmen im 
Folgenden zum Thema Selbsthilfeförderung gemäß SGB XI des vorliegenden 
Referentenentwurfs Stellung. 
 

§ 45d SGB XI 
 
Allgemein 
Die DAG SHG begrüßt die neue Gliederung in Absätzen, welche den Paragrafen übersichtlich 
und inhaltlich strukturiert gestaltet.  
 

Bezüglich der Bezeichnung „Pflegebedürftiger“ (Absatz 1 und 2) spricht sich die DAG SHG für 
die Formulierung „pflegebedürftige Menschen“ aus, um den Menschen in den Vordergrund zu 
stellen und eine objektivierende oder stigmatisierende Sprache zu vermeiden. Diese 
Ausdrucksweise ist Teil eines respektvollen und inklusiven Sprachgebrauchs, der die 
sogenannte „person-first language“ (Person-zuerst-Sprache) betont und gleichzeitig eine 
genderneutrale Anrede impliziert. Gleiches verhält sich mit der Bezeichnung „pro 
Versichertem“ (Absatz 1, 3 und 4). Hier spricht sich die DAG SHG für die Formulierung „pro 
oder je versicherte Person“ aus. 



 
 

Zu Absatz 1 
Die DAG SHG begrüßt ausdrücklich die Erhöhung der Fördermittel auf insgesamt 0,20 EUR 
und hält weitere Erhöhungen der Fördermittel für notwendig, insbesondere, wenn die 
Bundesländer die Selbsthilfe gemäß SGB XI künftig noch aktiver fördern und die Förderpraxis 
verbessert wird (mehr dazu unter Absatz 3). 
 

Die Berücksichtigung von digitalen Anwendungen ist für das Engagement in der Selbsthilfe 
pflegebedürftiger Menschen und pflegender Angehöriger enorm wichtig. Die Einbindung in das 
häusliche Umfeld macht persönliche Treffen mit An- und Abreise oft schwierig, sodass digitale 
Austauschmöglichkeiten notwendig werden. 
 
Zu Absatz 3 
Die DAG SHG begrüßt die Erhöhung der Fördermittel von 0,15 EUR auf 0,16 EUR für die 
Länder und hält weitere Erhöhungen der Fördermittel für notwendig. Spätestens sobald alle 
Bundesländer die Selbsthilfe gemäß SGB XI aktiv unterstützen, indem sie Haushaltsmittel 
bereitstellen, den Antragsprozess strukturell ermöglichen und den Abruf der Fördermittel auf 
Landesebene weniger bürokratisch gestalten, ist eine noch stärkere Erhöhung der 
Fördermittel erforderlich.  
 

Die DAG SHG sieht die Problematiken auf Länderebene im Fördermittelabruf mit diesem 
Referentenentwurf nicht gelöst. Obwohl in allen Bundesländern die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen durch entsprechende Rechtsverordnungen geschaffen wurden, zeigen die 
Fördergeldauszahlungen ein sehr heterogenes Bild der Fördersummen. Vor diesem 
Hintergrund regt die DAG SHG die Einrichtung eines strukturierten „Runden Tisches“ 
zwischen den Ländern und dem Bundesministerium für Gesundheit an – unter Einbeziehung 
der Vertretenden der für die Wahrnehmung der Interessen der Selbsthilfe maßgeblichen 
Spitzenorganisationen. Ziel sollte es sein, gemeinsam tragfähige Lösungen zur Umsetzung 
und Verstetigung der Pflegeselbsthilfeförderung zu entwickeln. 
 
Zu Absatz 4 
Die DAG SHG begrüßt die mit der Änderung einhergehende Erhöhung der Mittel von bisher je 
0,01 EUR auf zusammen 0,04 EUR je versicherte Person für die Gründungszuschüsse und 
die bundesweiten Tätigkeiten ebenso wie die Tatsache, dass die Mittel nach diesem 
Gesetzentwurf gleich von Beginn an als eigenständiges Budget und nicht mehr erst nach 
Übertragung ins Folgejahr zur Verfügung stehen. Damit wird dem gewachsenen Bedarf 
Rechnung getragen. Die DAG SHG unterstreicht insbesondere die konkrete Festlegung einer 
Sollvorschrift für Förderzeiträume von in der Regel fünf, mindestens jedoch drei Jahren. Das 
erhöht die Planungssicherheit für die Antragstellenden erheblich und reduziert den 
Bürokratieaufwand aller Beteiligten.  
 

Die DAG SHG erachtet es zudem als dringend notwendig, die Länderförderungen ebenfalls 
überjährig zu gestalten. 
 

Wir befürworten die zu Absatz 4, zweiter Teilsatz, formulierte Gesetzesbegründung, die 
verdeutlicht, dass sich auch die Länder an den Gründungszuschüssen beteiligen können: 



 
 

(„Zudem wird ausdrücklich klargestellt, dass auch die Gewährung von Gründungszuschüssen 
für neue Selbsthilfegruppen, -organisationen und -kontaktstellen – neben der 
Fördermöglichkeit nach § 45d Absatz 4 neuer Fassung – weiterhin ebenfalls in Form einer Ko-
Finanzierung durch Pflegeversicherung und Land und/oder kommunale Gebietskörperschaft 
nach § 45d Absatz 3 neuer Fassung möglich ist.“). 
 
Die DAG SHG hält es für erforderlich, Gründungszuschüsse leichter zugänglich zu machen, 
indem diese nicht ausschließlich für vollständig neue Strukturen, sondern für die Entwicklung 
neuer, zielgruppenerweiternder Angebote eingesetzt werden können Auf diese Weise lassen 
sich parallele Strukturen vermeiden und vorhandene Ressourcen gezielt weiterentwickeln. 
 
Zu Absatz 6 
Aus Sicht der DAG SHG ist es dringend notwendig, Absatz 6 neu zu formulieren, um 
klarzustellen, dass eine Förderung durch beide Sozialgesetzbücher möglich ist, sofern 
unterschiedliche Zweckbestimmungen vorliegen. Unser Vorschlag für die Formulierung lautet: 
 

„Eine Förderung der Selbsthilfe nach dieser Vorschrift kann auch neben einer 
Förderung nach § 20h des Fünften Buches erfolgen, sofern unterschiedliche 
Zweckbestimmungen verfolgt werden.“ 
 

Eine andere Formulierung, die in Absatz 6 verwendet werden könnte und die wir ebenfalls 
begrüßen würden, findet sich im Leitfaden zur Selbsthilfeförderung gemäß § 45d Satz 3 und 
Satz 7 SGB XI: 

 

„Um bereits vorhandene Selbsthilfestrukturen zu nutzen, können die Fördermittel auch 
von bereits nach § 20h SGB V geförderten Selbsthilfegruppen, -organisationen und –
kontaktstellen beantragt werden.“ 
 
 
Weiterer Regelungsbedarf 
 
Transparenz schaffen 
 

Der Verweis in der Gesetzesbegründung (4.3 Verwaltung c) Sozialversicherung) auf einen 
möglichen Zuwachs von Anträgen ist zutreffend. Allerdings besteht aktuell in keinem der drei 
Regelungstatbeständen zu § 45d SGB XI Transparenz über eingehende Förderanträge oder 
Bewilligungen noch über den Umgang mit nicht verausgabten Fördermitteln. 
 
Die DAG SHG hält es für dringend erforderlich, Transparenz herzustellen und spricht sich 
daher für die Aufnahme einer Transparenzverbindlichkeit im Gesetz aus, die die 
Veröffentlichung von Antragstellenden sowie Antragssummen im Folgejahr zur Förderung 
festlegt.   



 
 

Beteiligung ausgestalten 
 

Die DAG SHG hält es für dringend erforderlich Vertretungen der für die Wahrnehmung der 
Interessen der Selbsthilfe maßgeblichen Spitzenorganisationen zu beteiligen und diese 
Forderung analog wie in § 20h des Fünften Buches in § 45d SGB XI aufzunehmen bzw. 
folgendermaßen zu ergänzen: 
 

„Die Vertretungen der für die Wahrnehmung der Interessen der Selbsthilfe 
maßgeblichen Spitzenorganisationen sind zu beteiligen und bei der Vergabe der Fördermittel 
beratend einzubeziehen.“  
 

Auch eine Beteiligung an der Festlegung von Fördergrundsätzen ist bisher nicht oder nur 
teilweise erkennbar. So wurde weder im „Leitfaden zur Selbsthilfeförderung gemäß § 45d Satz 
3 und Satz 7 SGB XI“ noch bei den „Empfehlungen des GKV-Spitzenverbandes und des 
Verbandes der Privaten Krankenversicherung e. V.“ dokumentiert, dass gemäß § 45c Absatz 
7 Satz 1 eine „Anhörung der Verbände der Behinderten und Pflegebedürftigen auf 
Bundesebene“ stattfand. 
 

Unklar wäre im Übrigen, welche „Verbände der Behinderten und Pflegebedürftigen“ anzuhören 
wären. Bei der ersten Fassung des „Leitfadens zur Selbsthilfeförderung gemäß § 45d Satz 3 
und Satz 7 SGB XI“ wurden nach unserem Kenntnisstand die für die Wahrnehmung der 
Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und behinderten Menschen 
maßgeblichen Organisationen auf Bundesebene gemäß § 118 SGB XI angehört. Die hier 
benannten Verbände sind allerdings in Fragen der Qualität zu beteiligen, nicht in Fragen der 
Förderung der Selbsthilfe. 
 

Die DAG SHG schlägt deshalb vor, in der Gesetzesbegründung einen 
Meinungsbildungsprozess anzukündigen, der dem Ziel der Identifikation von maßgeblichen 
Organisationen zur Vertretung der Interessen der Selbsthilfe pflegebedürftiger Menschen und 
ihrer Angehörigen dient. Pflegende Angehörige sind wie pflegebedürftige Menschen selbst 
eine sehr große und vor allem auch heterogene gesellschaftliche Gruppe. Als Fachverband 
zur Unterstützung von Selbsthilfegruppen und als Vertretung der Selbsthilfekontaktstellen 
steht die DAG SHG zur Verfügung, um einen maßgeblichen Beitrag in einem solchen 
Meinungsbildungsprozess zu leisten. Die Beteiligung der gemeinschaftlichen Selbsthilfe über 
die Selbsthilfekontaktstellen ist aus Sicht der DAG SHG zwingend erforderlich. 
Sie verfügen über langjährige Erfahrungswerte im direkten Austausch mit pflegebedürftigen 
Menschen und deren Angehörigen, die eine zentrale Grundlage für eine bedarfsgerechte 
Ausgestaltung gesetzlicher Regelungen bilden. 


